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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. November 1960 

3 — 20000 — 4163/60 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes über eine Zählung 
der Bevölkerung und der nichtlandwirtschaft- 
lichen Arbeitsstätten und Unternehmen im 
Jahre 1961 sowie über einen Verkehrszensus 
im Jahre 1962 (Volkszählungsgesetz 1961) 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 224. Sitzung am 28. Oktober 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvei trieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Zählung der Bevölkerung und der nichtlandwirtschaft- 
lichen Arbeitsstätten und Unternehmen im Jahre 1961 sowie 
über einen Verkehrszensus im Jahre 1962 • 

(Volkszählungsgesetz 1961) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Am 9. Mai 1961 werden eine Volks- und Be- 
rufszählung mit Feststellungen über die bewohnten 
Gebäude sowie eine Zählung der nichtlandwirt- 
schaftlichen Arbeitsstätten und Unternehmen (allge- 
meine Arbeitsstättenzählung) durchgeführt. 

(2) Im Jahre 1962 wird ein Verkehrszensus 
durchgeführt, der alle in § 5 Nr. 1 und 3 bezeich- 
neten Arbeitsstätten und Unternehmen sowie bis zu 
15 vom Hundert der in § 5 Nr. 2 bezeichneten 
Arbeitsstätten und Unternehmen umfaßt. 

§ 2 

Zu den in § 1 bezeichneten Zählungen kön- 
nen notwendige Probebefragungen und Kontrollen 
sowie eine Gebäudevorerhebung durchgeführt wer- 
den. 

§ 3 

Bei der Volks- und Berufszählung werden er- 
hoben: 

1. Als Merkmale zu Person, Familie und Haus- 
halt 

a) Angaben zur Person, Stellung zum 
Haushaltsvorstand, Religionszugehörigkeit, 
Staatsangehörigkeit, zweiter Wohnsitz; Zu- 
zug in das Bundesgebiet, Angaben über 
Vertriebene, Sowjetzonenflüchtlinge, ehe- 
malige Kriegsgefangene und Internierte; 
abgeschlossene Ausbildung an einer Be- 
rufsfach-, Fach- oder Hochschule; 

b) für abwesende Haushaltsmitglieder außer- 
dem Grund der Abwesenheit und Art der 
Unterkunft am Aufenthaltsort, für besuchs- 
weise Anwesende Grund der Anwesenheit 
und ständiger Wohnort; 

c) für bestehende Ehen Eheschließungsjahr 
und Angabe, ob Erstehe; für alle Frauen 
Zahl und Geburtsjahr der lebendgebore- 
nen Kinder; 

d) Stellung zum Erwerbsleben; Arbeitsstätte, 
Umfang der Erwerbstätigkeit, ausgeübter 
Beruf, Stellung im Beruf; 


e) für Personen mit getrennter Wohn- und 
Arbeits- bzw. Ausbildungsstätte, außerdem 
Angaben über den Weg zur Arbeits- bzw. 
Ausbildungsstätte ; 

f) für Inhaber oder Leiter einer nichtland- 
wirtschaftlichen Arbeitsstätte, außerdem 
Angaben über die beschäftigten Personen. 

2. Für bewohnte Gebäude, Bodenbewirtschaftung 
und Binnenfischerei 

a) Baujahr, Art und Ausstattung der Gebäude 
und ihre räumliche Einteilung; 

b) Größe der bewirtschafteten Bodenfläche, 
Beschäftigung familienfremder Arbeits- 
kräfte; bei bewirtschafteten Gesamtflächen 
unter 0,5 ha Art der Nutzung; 

c) Vorhandensein und Art von Binnenfische- 
reibetrieben. 

§ 4 

Bei der allgemeinen Arbeitsstättenzählung wer- 
den erhoben: 

1. Art der Arbeitsstätten und Unternehmen und 
der ausgeübten Tätigkeiten; 

2. Zahl und Art der Voll- und Teilbeschäftigten; 

3. Rechtsform der Unternehmen; 

4. Unternehmen von Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlingen; 

5. Art der vorhandenen Transportmittel und Ver- 
kehrseinrichtungen sowie Zahl der vorhande- 
nen Kraftfahrzeuge. 

§ 5 

Bei dem Verkehrszensus 1962 werden erhoben: 

1. Bei Arbeitsstätten und Unternehmen des ge- 
werblichen Verkehrs 

a) Art und Tätigkeiten dieser Arbeitsstätten 
und Unternehmen; 

b) Zahl und geleistete Arbeitsstunden der 
Voll- und Teilbeschäftigten nach der Art 
ihrer im Verkehr ausgeübten Funktionen 
und nach der Stellung im Betrieb; 

c) Zahl, Art und Kapazität der Transport- 
mittel und Verkehrseinrichtungen; 
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d) Umsatzstruktur, Aufwendungen für wich- 
tige Fremdleistungen und für Löhne und 
Gehälter im Geschäftsjahr 1961; 

e) Anschaffung und Verkauf von Anlagever- 
mögen in den Geschäftsjahren 1960 und 
1961. 

2. Bei Arbeitsstätten und Unternehmen mit 
Werkverkehr 

a) Art und Tätigkeiten dieser Arbeitsstätten 
und Unternehmen im Verkehr; 

b) Zahl und geleistete Arbeitsstunden der 
Voll- und Teilbeschäftigten nach der Art 
ihrer im Verkehr ausgeübten Funktionen; 

c) Zahl, Art und Kapazität der selbst genutz- 
ten Transportmittel und Verkehrseinrich- 
tungen. 

3 . Bei Arbeitsstätten und Unternehmen, die 
neben anderen Tätigkeiten auch Verkehrs- 
leistungen für fremde Rechnung ausführen, 

außer den Angaben zu Nummer 2 auch An- 
gaben über die Erlöse für diese Verkehrs- 
leistungen. 

§ 6 

Auskunftspflichtig sind 

1. für die Volks- und Berufszählung die Haus- 
haltsvorstände und die volljährigen Mitglie- 
der der Haushalte sowie die Grundstücks- 
bzw. Gebäudeeigentümer oder -Verwalter oder | 
deren Vertreter; 

2 . für die allgemeine Arbeitsstättenzählung 
sowie für den Verkehrszensus die Inhaber 
oder Leiter der Arbeitsstätten und Unter- 
nehmen. 

§ 7 

(1) Für die Durchführung der Erhebung können 
auch ehrenamtliche Zähler, jedoch keine Personen 
unter 16 Jahren verpflichtet werden. Die Zähler- 
tätigkeit darf nur aus wichtigem Grunde abgelehnt 
werden. 

(2) Der Zähler ist berechtigt und verpflichtet, die 
notwendigen Eintragungen selbst vorzunehmen, so- 
weit dies zur Erfüllung des Zählungszweckes er- 
forderlich und der Auskunftspflichtige hiermit ein- 
verstanden ist. 

§ 8 

(1) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und sonstige Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sind verpflichtet, ihre Bedienste- 


ten nach Anforderungen der Erhebungsstellen für 
die Zählertätigkeit zur Verfügung zu stellen. 

(2) Der technische Dienst lebenswichtiger öffent- 
licher Betriebe darf durch diese Verpflichtung nicht 
unterbrochen werden. 

§ 9 

(1) Alle mit den Zählungen und Befragungen 
nach §§ 1 und 2 sowie mit der Bearbeitung der 
Zählpapiere befaßten Personen sind zur Verschwie- 
genheit über alle persönlichen und sachlichen An- 
gaben verpflichtet, die bei der Zählung zu ihrer 
Kenntnis gelangen. Die Vorschriften des § 12 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke vom 
3, September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) blei- 
ben unberührt. 

(2) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach 
§§ 3, 4, 5 Nr. 1 Buchstabe b mit Ausnahme der An- 
gaben über Name und Anschrift der befragten Per- 
sonen, Arbeitsstätten und Unternehmen für wissen- 
schaftliche Zwecke ist zugelassen, wenn die Geheim- 
haltung (§ 12 Abs. 1 und 4 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke) gewährleistet ist. 

(3) Die Gebäude- und Haushaltslisten der Volks- 
und Berufszählung können mit entsprechenden 
Unterlagen der Gemeinden verglichen werden; die 
Angaben über den Vor- und Zunamen, das Ge- 
burtsdatum und die Anschrift können zur Berichti- 
gung der Melderegister benutzt werden. 

I 

§ 10 

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich 
der Mehrbelastungen, die ihnen und den Gemein- 
den durch dieses Gesetz und die damit zusammen- 
hängenden ergänzenden Zählungen der Landwirt- 
schaft und des Handels auferlegt werden, eine 
Finanzzuweisung in Höhe von 1,20 DM je Einwoh- 
ner. Maßgebend ist die Wohnbevölkerung, die das 
Statistische Bundesamt für den 9. Mai 1961 fest- 
stellt. Die Finanzzuweisung ist in drei gleichen 
Teilbeträgen am 1. Juli 1961, 1. Juli 1962 und 1. Juli 
1963 zu zahlen. 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
I kündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeine Begründung 

Volkszählungen finden als „Bestandsaufnahmen" | 
der Bevölkerung in allen Ländern in gewissen Zeit- 
abständen statt. Sie erfassen die gesamte Bevölke- 
rung in ihrer Gliederung nach Geschlecht, Alter, 
Beruf und weiteren Merkmalen. Häufig sind sie mit 
einer Zählung der Wohnungen oder der Arbeits- 
stätten verbunden. 

Die Ergebnisse der letzten Volkszählung in der j 
Bundesrepublik vom September 1950 sind zum gro- 
ßen Teil nicht mehr verwendbar. Die Bevölkerungs- 
zahl im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 
hat sich von rd. 50 Millionen auf etwa 55 Millionen 
(Stand Ende 1959) erhöht; darunter befinden sich 
3,3 Millionen Zugewanderte aus der SBZ und Berlin. 
Das Saarland ist in den Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes eingegliedert worden. Die Hochkonjunktur 
hat die beruflichen und sozialen Verhältnisse für 
große Teile der Bevölkerung beträchtlich geändert. 
Diese Gründe erfordern eine erneute Zählung. Die 
Ergebnisse der Zählung sollen als Rahmen für die 
laufende statistische Beobachtung dienen und ein 
vollständiges Bild der Bevölkerung in ihrer demo- 
graphischen und sozialen Struktur und in ihrer wirt- | 
schaftlichen Tätigkeit auch in tiefer regionaler Glie- 
derung geben. Außerdem soll die Zählung für die 
sogenannte Fortschreibung der Bevölkerung eine 
neue Grundlage und zuverlässiges Ausgangsmate- 
rial liefern. Durch den Ausbau der laufenden Stati- 1 
stiken ist eine Verlängerung des Zeitraumes zwi- 
schen zwei Zählungen, der in den beiden letzten 
Jahrzehnten im Durchschnitt sechs Jahre betrug, und 
eine entsprechende Kostenreduzierung möglich ge- 
worden. 

Die Zählung ist auch, für die immer mehr zuneh- 
mende internationale Zusammenarbeit von Bedeu- 
tung. Die Vereinten Nationen haben für die Jahre 
um 1960 Volkszählungen mit einem bestimmten 
Mindestprogramm empfohlen. Fast alle Staaten wer- 
den dieser Anregung folgen und sich damit, nach- 
dem zuletzt Zählungen für die Jahre um 1950 emp- 
fohlen worden waren, einem zehnjährigen Turnus 
für allgemeine Volkszählungen nähern. Für die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft werden die 
Ergebnisse der Zählung wertvolles Material liefern 
und den für die Schaffung eines gemeinsamen 
Marktes und die mit der sozialen Harmonisierung 
zusammenhängenden Aufgaben erforderlichen Über- 
blick über die Bevölkerung und Wirtschaft im ge- 
samten Bereich der Wirtschaftsgemeinschaft geben. 
Das Zählungsprogramm besteht aus 

einer Volks- und Berufszählung und 

einer allgemeinen Zählung der Arbeitsstätten und 

Unternehmen (ohne Landwirtschaft). 

Die Zählungen sollen gemeinsam im Mai 1961 
durchgeführt werden. Mit der Volks- und Berufs- 
zählung sollen einige wohnungsstatistische Feststel- 
lungen verbunden werden. Für 1962 ist außerdem 


eine besondere Zählung der Arbeitsstätten und Un- 
ternehmen des gewerblichen Verkehrs oder mit 
Werkverkehr (Verkehrszensus 1962) vorgesehen. 

Die gemeinsame Durchführung einer Volks- und Be- 
rufszählung mit einer allgemeinen Arbeitsstätten- 
zählung hat organisatorische und sachliche Vorteile. 
Die für die Volkszählung erforderliche Einteilung 
aller Gemeinden in Zählbezirke und der Einsatz von 
rd. 650 000 Zählern mit Befragung jedes Haushaltes 
werden gleichzeitig als geeignete Erhebungsorgani- 
sation angesehen, um bei der Zählung der Arbeits- 
stätten die vollständige Erfassung aller Arbeitsstät- 
ten zu ermöglichen. Hinsichtlich der Angaben der 
Personen und der Arbeitsstätten über die Art und 
Zahl der Beschäftigten ergeben sich dabei günstige 
Vergleichs- und Abstimmungsmöglichkeiten. 

Die Volks- und Berufszählung wird, wie schon 1950, 
den Hauptteil des ganzen Zählungswerkes bilden, 
über das traditionelle Erhebungsprogramm hinaus 
sind einige Fragen nach dem erreichten Ausbil- 
dungsgrad und dem Weg zur Arbeitsstätte vorge- 
sehen. Von besonderer Bedeutung ist es, daß die 
Berufszählung ein umfassendes Bild der Erwerbs- 
tätigkeit der Bevölkerung bringen wird. Die laufen- 
den Statistiken auf diesem Gebiet erbrachten bisher 
nur Ausschnitte oder nur Zahlen von begrenzter 
sachlicher und regionaler Tiefe. Das Vorhandensein 
vollständiger, zuverlässiger und zwischen den Wirt- 
schaftsbereichen vergleichbarer Zahlen über denBe- 
schäftigtenstand ist für eine Fülle wirtschafts- und 
sozialpolitischer Zwecke von größter Bedeutung. 
Als Beispiele seien die mit dem sogenannten Grü- 
nen Bericht über die Lage der Landwirtschaft und 
die mit der Rentenanpassung verbundenen Fragen 
genannt. 

Auf eine Wohnungsstatistik wurde im Gegensatz zu 
1950 verzichtet. Es sollen nur einige gebäude- und 
wohnungsstatistische Feststellungen getroffen wer- 
den, die sich vor allem auf Art und Ausstattung der 
bewohnten Gebäude erstrecken. Sie werden, da sich 
die Wohnungsbaupolitik in den kommenden Jahren 
stärker der Sanierung von Gebäuden und Wohnun- 
gen und der Erstellung besser ausgestatteter Wohn- 
bauten zuwendet, als vorerst ausreichend ange- 
sehen. 

Die allgemeine Arbeitsstättenzählung erstreckt sich 
auf sämtliche Wirtschaftsbereiche mit Ausnahme der 
Landwirtschaft, deren Zählung bereits Ende Mai 
1960 stattgefunden hat. Durch diese Rahmen-Erhe- 
bung soll ein Überblick über die vorhandenen Ar- 
beitsstätten im weitesten Sinne geschaffen werden. 
Daher werden auch z. B. die freien Berufe, die Be- 
hörden und öffentlichen Einrichtungen sowie die 
privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter er- 
faßt. Das Programm ist auf die Ermittlung einiger 
Strukturdaten, wie Zahl und Art der Arbeitsstätten 
und der in ihnen beschäftigten Personen, beschränkt. 
Weitergehende Befragungen bleiben wie bisher 
Sonderzählungen Vorbehalten, die auf die Verhält- 
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nisse der einzelnen Bereiche abgestimmt sind und 
von denen z. B. im Herbst 1960 eine Handels- und 
Gaststättenzählung durchgeführt wurde. 

Eine Sonderzählung stellt auch der im Gesetzent- 
wurf für das Jahr 1962 vorgesehene Verkehrszensus 
dar. Im Verkehr sb er eich sind wirtschaftliche Daten 
über die institutionellen Einheiten kaum vorhanden ; 
unter Verwendung des bei der Landwirtschaftszäh- 
lung 1960 und der allgemeinen Arbeitsstättenzäh- 
lung 1961 gewonnenen Anschriftenmaterials sollen 
alle in Betracht kommenden Arbeitsstätten und 
Unternehmen nach Zahl, Art und Kapazität der Ver- 
kehrseinrichtungen, nach der Gliederung der Be- 
schäftigten und nach dem Umsatz ermittelt werden. 
Da Verkehrsfunktionen in bedeutendem Umfang 
auch von Unternehmen ausgeübt werden, deren 
Schwerpunkt in anderen Wirtschaftsbereichen liegt 
(Werkverkehr), sollen diese Unternehmen ebenfalls 
in die Befragung einbezogen werden. 


B. Besondere Begründung 

Zu § 1 

Der vorgesehene Stichtag im Mai 1961 bietet im 
Verhältnis zu anderen möglichen Terminen für die 
Durchführung der Volks-, Berufs- und Arbeitsstät- 
tenzählung sachlich, organisatorisch und jahreszeit- 
lich die günstigsten Voraussetzungen. Der Beschäf- 
tigtenstand entspricht annähernd dem Jahresdurch- 
schnitt. Die Ermittlung der Gesamtbevölkerung, ins- 
besondere die Zuordnung der Personen zu ihrem 
ständigen Wohnsitz, ist noch nicht durch die Haupl- 
urlaubszeit beeinträchtigt. Auch die ohnehin schwie- 
rige Zählergewinnung ist im Mai noch nicht zusätz- 
lich durch die Reisesaison erschwert. Für die Erfas- 
sung der landwirtschaftlichen Bevölkerung und den 
Zählereinsatz auf dem Lande ist der Stichtag gün- 
stig, weil die Haupterntezeit noch nicht begonnen 
hat. Die Gemeinden sind ferner noch nicht durch 
die Vorbereitung der im September 1961 stattfin- 
denden Bundestagswahlen in Anspruch genommen. 
Für den Verkehrszensus kann ein genauer Stichtag 
nicht im voraus festgelegt werden, weil für die auf 
dem Postwege durchzuführende Erhebung erst das 
oben in Abschnitt A (letzter Absatz) erwähnte An- 
schriftenmaterial vorliegen muß. Es kann aber da- 
mit gerechnet werden, daß die Befragung etwa im 
Mai 1962 möglich sein wird. Die Unternehmen des 
gewerblichen Verkehrs (§ 5 Nr. 1) und solche Unter- 
nehmen, die neben dem Werksverkehr auch Ver- 
kehrsleistungen für fremde Rechnung ausführen (§ 5 
Nr. 3), werden wegen ihrer Bedeutung für den Ver- 
kehrsmarkt und die Verkehrspolitik vollzählig er- 
faßt. An die Unternehmen, die nur Werkverkehr 
ausüben (§ 5 Nr. 2), werden wesentlich weniger 
Fragen gestellt. Hier genügt eine repräsentative 
Erhebung, die im Durchschnitt höchstens bis zu 
15 v. H. der Arbeitsstätten und Unternehmen dieser 
Art erfaßt. 

Zu § 2 

Erfahrungen bei früheren Zählungen haben gezeigt, 
daß räumlich begrenzte Probeerhebungen erheblich 


1 zur Verbesserung der Zählungs Vorbereitungen und 
indirekt des Zählungsergebnisses beitragen. Die 
Fragebogen können auf ihre Verständlichkeit und 
die Erhebungsorganisation auf ihre Zweckmäßigkeit 
überprüft und Mängel rechtzeitig abgestellt werden. 
Gebaudelisten sichern die lückenlose Erfassung der 
Bevölkerung sowie die vollständige und richtige 
Beantwortung der Fragen über die Gebäude. Das 
Ausfüllen der Gebäudelisten einige Zeit vor dem 
Zählungstermin — Gebäude vorerhebung — entlastet 
die Zähler in Fällen, in denen der Eigentümer nicht 
: auf seinem Grundstück wohnt und daher am Zäh- 
iungstage nicht dort angetrollen werden kann oder 
| sonstige wenig übersichtliche Verhältnisse herr- 

i sehen. 

I 

Kontrollbefragungen während oder nach der Zäh- 
lung dienen dazu, die Ergebnisse auf ihre Zuver- 
lässigkeit zu prüfen und zu verbessern. 

j 

Zu § 3 

■ Die Volks- und Berufszählung 1961 ermittelt gro- 
i ßen teils Tatbestände, die schon seit langem zum 
j Programm der deutschen Volkszählungen gehören, 
i wie Geschlecht, Familienstand, Alter, Stellung zum 
j Haushaltsvorstand, Religionszugehörigkeit, Beruf, 
i Stellung im Beruf und Wirtschaftszweig der Arbeits- 
: stätte der Erwerbstätigen. Andere Fragen wie die 
i nach Vertriebenen- und Flüchtlingseigenschaft er- 
| geben sich aus der besonderen Situation der Bevöl- 
: kerung der Bundesrepublik und sind bereits in der 
‘ Zählung von 1950 enthalten gewesen. Aus den ge- 
i nannten Angaben sowie aus der Ermittlung der 
Kinderzahl lassen sich wichtige Erkenntnisse über 
i die Zusammensetzung der Haushalte und Familien 
| und über die künftige Bevölkerungsentwicklung ge- 
winnen. Die Kenntnis der Haushalts- und Familien- 
Struktur ist wegen ihrer allgemeinen Bedeutung für 
! Staat, Gesellschaft und Wirtschaft wichtig; als wiri- 
| schaffende Einheiten beeinflussen Haushalte und 
i Familien durch ihre Nachfrage Verbrauch und Pro- 
duktion. 

Die Haushalts- und Familienstatistik wird zentral 
durch das Statistische Bundesamt aufbereitet, wobei 
zur Kostenersparnis nur eine Stichprobe von lOv.H. 
der Angaben ausgewertet wird. Ebenso wird bei 
der Aufbereitung der Angaben über Heimkehrer 
aus Kriegsgefangenschaft und Internierung und 
über den Weg zur Arbeitsstätte verfahren. 

Außerdem werden verschiedene Merkmale erhoben, 
die auf Grund internationaler Empfehlungen, auf 
Wunsch der Bundesministerien oder anderer inter- 
essierter Stellen aufgenommen wurden. So werden 
die Feststellungen über den erreichten Ausbildungs- 
grad (Berufsfach-, Fach- oder Hochschule) den bis- 
her nicht vorhandenen Überblick über Zahl, Art und 
Altersgliederung der hochqualifizierten Arbeits- 
i kräfte erlauben. Diese Gesamtzahlen bilden die 
j Voraussetzung für Spezialuntersuchungen über das 
j Nachwuchsproblem besonders in technischen und 
wisenschaftlichen Berufen. Die erstmals gestellten 
; Fragen nach dem Weg zur Arbeits- bzw. Ausbil- 
dungsstätte gestatten vergleichende Untersuchungen 
u. a. über die Leistungsfähigkeit des Nahverkehrs, 
den Grad der Motorisierung im Berufsverkehr so- 
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wie über die Dauer der berufsbedingten Abwesen- 
heit. 

Die Fragen über Kriegsgefangenschaft und Internie- 
rung gehen auf einen Bundestagsbeschluß vom 
2. Juli 1953 zurück, in dem Unterlagen für eine Aus- i 
weitung des Kriegsgefangenenentschädigungsgeset- 
zes gefordert werden. Sie sollen ferner Unterlagen 
für eine Schlußbilanz über diese Seite der Kriegs- 
folgen liefern. 

Der Verzicht auf eine umfangreiche Wohnungszäh- 
lung ermöglicht eine Einschränkung des Zählungs- j 
Programms bei nicht unbeträchtlicher Kosteneinspa- J 
rung. Die wenigen Fragen nach Baujahr, Art und . 
Ausstattung der bewohnten Gebäude sowie nach ! 
der Zahl der in den Gebäuden enthaltenen Woh- j 
nungen, die von den Grundstücks- bzw. Gebäude- 1 
eigentümern oder -Verwaltern bzw. deren Vertre- ' 
tern in den als Leitpapier ohnehin benötigten Ge- 
bäudelisten zu beantworten sind, dürften für die ; 
Wohnungspolitik der nächstfolgenden Jahre aus- i 
reichen. 

Die Erfassung der bewirtschafteten Bodenflächen 
und die Art der Nutzung bei bewirtschafteten Ge- 
samtflächen unter 0,5 ha einschließlich der Klein- | 
gärten stellt eine Ergänzung der Angaben in der 4 
Landwirtschaftszählung 1960 dar, bei der nur die ! 
bewirtschafteten Flächen von 0,5 ha aufwärts ermit- 1 
telt wurden. Die Erfassung der Kleinstflächen er- ' 
scheint auch vom ernährungswirtschaftlichen Stand- 
punkt erforderlich. Auch soziologisch ist ihre Erfas- 
sung im Zusammenhang mit Zahl und Gliederung 
der an der Bodenbewirtschaftung beteiligten Per- 
sonen und Haushalte wichtig. Die bei den jährlichen 
Bodennutzungserhebungen nötigen Schätzungen die- 
ser Flächen müssen außerdem von Zeit zu Zeit 
durch Totalerhebungen auf den neuesten Stand ge- 
bracht werden. 

Mit den Fragen nach Vorhandensein und Art von 
Binnenfischereibetrieben soll das Adressenmaterial 
für eine später durchzuführende Binnenfischerei- 
erhebung beschafft werden. 

Zu § 4 

Die allgemeine Arbeitsstättenzählung erfaßt ledig- 
lich zu vorhandenem Material noch fehlende Anga- 
ben über die Zahl und Art der Arbeitsstätten und 
Unternehmen, die Rechtsform der Unternehmen und 
Vertriebenen- oder Flüchtlingseigenschaft ihrer In- , 
haber sowie die Zahl der beschäftigten Personen 
nach Geschlecht und Stellung im Betrieb. Bei der ! 
heutigen Lage des Arbeitsmarktes ist die zusätz- j 
liehe Erfassung von Voll- und Teilbeschäftigten not- 
wendig. | 

Eine Anschlußfrage über die Art der vorhandenen ! 
Transportmittel und Verkehrseinrichtungen dient j 
der Adressenermittlung für den Verkehrszensus. 
Bei Kraftfahrzeugen wird außerdem deren Zahl er- , 
fragt. 

Zu § 5 

Der für 1962 vorgesehene Verkehrszensus besteht 
aus einer tiefergehenden Befragung der Unterneh- 


men der gesamten Verkehrs Wirtschaft — einschließ- 
lich Bundesbahn und Bundespost — und aus einer 
eingeschränkten Befragung der Arbeitsstätten und 
Unternehmen mit Werkverkehr. Zur Verkehrswirt- 
schaft gehören alle Unternehmen, bei denen die 
Verkehr Stätigkeit für fremde Rechnung (gewerb- 
licher Verkehr) überwiegt, z. B. Unternehmen des 
gewerblichen Güterfernverkehrs mit Kraftfahrzeu- 
gen, Reedereien der See- und Binnenschiffahrt, pri- 
vate und kommunale Unternehmen des öffentlichen 
Personenverkehrs, Speditionsunternehmen u. ä. Aus 
den anderen Bereichen (ohne private Haushalte, 
Bundeswehr, Bundesgrenzschutz und vergleichbare 
Institutionen) werden diejenigen Arbeitsstätten und 
Unternehmen einbezogen, deren Fahrzeuge Werk- 
verkehr (Verkehr für eigene Rechnung) betreiben 
oder nebenbei auch Verkehrsleistungen für fremde 
Rechnung erbringen. 

Durch diese Sonderzählung soll ermittelt werden, 
welche Kapazitäten den Unternehmen in den ver- 
schiedenen Zweigen der Verkehrs Wirtschaft und der 
übrigen Wirtschaftsbereiche zur Bewältigung des 
gesamten volkswirtschaftlichen Verkehrsaufkom- 
mens zur Verfügung stehen. Deshalb sollen für alle 
einbezogenen Unternehmen die einzelnen Verkehrs- 
arten und einige spezielle Verkehrsfunktionen wie 
beispielsweise die hauptsächlich bedienten Ver- 
kehrsrelationen und die überwiegend beförderten 
Gütergruppen erfragt sowie Feststellungen über 
Voll- und Teilbeschäftigte, darunter das im Perso- 
nen- und Güterverkehr eingesetzte Fahr- und Be- 
gleitpersonal und deren Arbeitsstunden in einem 
Stichmonat, sowie über Zahl, Art und Kapazität der 
Transportmittel und Verkehrseinrichtungen getrof- 
den werden. Bei den Unternehmen, die Werkver- 
kehr betreiben und nebenbei auch Verkehrsleistun- 
gen für fremde Rechnung ausführen, werden zusätz- 
lich auch die Erlöse für ihre im Personen- und 
Güterverkehr erbrachten Leistungen für andere er- 
mittelt. 

Da den Unternehmen des gewerblichen Verkehrs, 
deren Hauptzweck die Verkehrstätigkeit bildet, der 
größte Teil des Verkehrsaufkommens zufällt, soll 
der Verkehrszensus zusätzlich besondere Einsichten 
in deren betriebliche Struktur und Betriebsrechnung 
vermitteln. Bei diesen Verkehrsunternehmen wer- 
den daher neben den oben erwähnten Verkehrs- 
arten und -funktionen auch die sonstigen wirtschaft- 
lichen Tätigkeiten der Unternehmen, ihre Umsatz- 
struktur, die Aufwendungen für Kraft-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe und Handelsware sowie für Löhne 
und Gehälter und ferner die letztjährigen Investi- 
tionen erfragt. Ein Teil dieser Unterlagen soll 
gleichzeitig die Berechnung eines Nettoleistungs- 
wertes in der Verkehr swirtschaft ermöglichen. 

Zu § 6 

Diese Vorschrift bestimmt den Kreis der Auskunfts- 
pflichtigen. Die Verpflichtung sowohl der Haus- 
haltsvorstände als auch der volljährigen Mitglieder 
der Haushalte zu Auskünften für die Volks- und 
Berufszählung ist notwendig für Fälle, in denen der 
Haushaltsvorstand vom Zähler nicht angetroffen 
wird oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen 
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Auskünfte in ausreichendem Maße zu erteilen. 
Diese Bestimmung trägt den Erfahrungen der 
statistischen Ämter bei vorausgegangenen Zählun- 
gen Rechnung und soll den Zählern ihre Arbeit er- 
leichtern. Bei der Gebäudevorerhebung ist die Aus- 
kunftspflicht wegen des Erhebungsgegenstandes auf 
die Grundstücks- bzw. Gebäudeeigentümer oder 
-Verwalter oder deren Vertreter abgestellt. 

Die Auskunftspflicht für Arbeitsstätten und Unter- 
nehmen in den §§ 4 und 5 folgt in ihrer Formulie- 
rung der in den Rechtsgrundlagen für vergleichbare 
Erhebungen der letzten Zeit gewählten Form. 

Im Hinblick auf die Wichtigkeit der in § 2 aufge- 
führten Zählungen und Befragungen ist es notwen- 
dig, die Auskunftspflicht auch auf diese zu er- 
strecken. 


Zu §§ 7 und 8 

Die Erhebung wird von den Gemeinden durch Be- 
fragung der Haushalte und Arbeitsstätten möglichst 
mit ehrenamtlichen Zählern durchgeführt. Um die 
Schwierigkeiten der Volkszählung 1950 und der 
Wohnungszählung 1956, eine ausreichende Zahl ge- 
eigneter Zähler zu bekommen, auszuschalten, sind 
eindeutige Bestimmungen für die Übernahme des 
Zähleramtes und die Verpflichtung der Behörden 
zur Zählergestellung vorgesehen. Die für die Volks- 
zählung benötigten Zähler werden sich zum größ- 
ten Teil aus Beamten und Angestellten des Bundes, 
der Länder und Gemeinden rekrutieren. 

§ 8 Abs. 2 bezieht sich auf öffentliche Dienste, deren 
Betrieb keine, wenn auch noch so kurzfristige 
Unterbrechung erlaubt; dabei ist vor allem an Bun- 
desbahn und Bundespost gedacht. Durch diese Be- 
stimmung sollen jedoch nur die für den technischen 
Betrieb unbedingt notwendigen Personen von der 
Zählertätigkeit freigestellt werden. 


Zu § 9 

In Absatz 1 wird die Geheimhaltung aller Einzel- 
angaben gemäß den Bestimmungen des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes.) noch- 
mals ausdrücklich festgelegt. Die Angaben, die der 
Befragte in Beantwortung der durch das Zählungs- 
gesetz vorgeschriebenen Fragen gemacht hat, dür- 
fen nicht für andere als statistische, Insbesondere 
nicht für steuerliche Zwecke verwendet werden. 

Damit jedoch das mit hohem Aufwand erhobene 
Zahlenmaterial der wissenschaftlichen Auswertung 
in möglichst großem Umfang zugänglich gemacht 
werden kann, sollen Hochschulen und wissenschaft- 
lichen Forschungsinstituten für spezielle For- 
schungsaufgaben auch Einzelangaben zur Verfügung 
gestellt werden können. Dabei müssen die Angaben 
über Namen und Anschrift der befragten Personen, 
Arbeitsstätten und Unternehmen unkenntlich ge- 
macht werden. Die Bestimmungen über die Ver- ' 
öffentlichung von Einzelangaben gelten auch für die j 
auf Grund des Zählungsmaterials vorgenommenen ! 


Veröffentlichungen durch die Hochschulen und 
wissenschaftlichen Forschungsinstitute. Die beim 
Verkehrszensus gewonnenen Angaben sind von der 
Weiterleitung ausgeschlossen, da sie einen weit- 
gehenden Einblick in die Betriebsstruktur ge- 
währen. 

Als weitere Ausnahme wird den Gemeinden ge- 
stattet, die Gebäude- und Haushaltslisten der 
Volks- und Berufszählung mit den Einwohnerver- 
zeichnissen zu vergleichen. Damit soll die Möglich- 
keit gegeben werden, die Ermittlungen der Zähler 
zu kontrollieren und ggf. zu ergänzen und auch die 
Angaben der Einwohnerverzeichnisse auf Grund 
der bei der Zählung durch die Zähler getroffenen 
Feststellungen zu berichtigen. Die Abstimmung 
dient damit sowohl der Sicherung richtiger und 
vollständiger Zählungsergebnisse als auch der Be- 
richtigung von Einwohnerverzeichnissen durch die 
Zählung. Da der Vergleich auf die Angaben über 
Wohnung, Vor- und Zunamen sowie Geburtsdatum 
zu beschränken ist, wird die Geheimhaltung für die 
sachlichen Angaben gewahrt. 

Zu § 10 

Die Vorschrift des § 10 regelt auf Grund von Arti- 
kel 106 Abs. 5 Satz 2 GG den Ausgleich der Mehr- 
belastung, die den Ländern durch die Zählungen 
gemäß §§ 1 und 2 dieses Gesetzentwurfs und die 
durch besondere Gesetze angeordnete Landwirt- 
schaftszählung 1960 sowie die Handelszählung 1960 
auferlegt wird. Die Kosten der ergänzenden Sonder- 
zählungen können wegen des Zusammenhangs mit 
der allgemeinen Volks-, Berufs- und Arbeitsstätten- 
zählung berücksichtigt werden. 

Die Finanzzuweisung von 1,20 DM je Kopf der für 
den 9. Mai 1961 (Stichtag der Volkszählung) durch 
das Statistische Bundesamt festzustellenden Wohn- 
bevölkerung beträgt rd. 50 v. H. der vom Statisti- 
schen Bundesamt gemeinsam mit den statistischen 
Landesämtern berechneten Gesamtkosten der Län- 
der für die Durchführung des gesamten Zählungs- 
werkes 1960/62 in Höhe von rd. 134 543 000 DM. 

Die Finanzminister und Finanzsenatoren der Bun- 
desländer haben sich auf der 203. Sitzung des 
Finanzausschusses des Bundesrates (Niederschrift 
vom 18. Februar 1960 Punkt 10) mit dieser grund- 
sätzlichen Regelung abschließend einverstanden er- 
klärt. Dabei bestand Übereinstimmung darüber, daß 
die bei den Ländern anfallenden Verwaltungskosten 
der Statistiken für Bundeszwecke nach § 8 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke vom 
13. September 1953 entsprechend dem allgemeinen 
Lastenverteilungsgrundsatz des Artikels 106 Abs. 4 
Nr. 1 GG von den Ländern zu tragen sind. Bei Zäh- 
lungsvorhaben außergewöhnlichen Ausmaßes, wie 
die vorliegende, mit erheblichen zusätzlichen Kosten 
verbundene allgemeine Volks-, Berufs- und Arbeits- 
stättenzählung und die damit sachlich zusammen- 
hängenden Ergänzungszählungen, kann jedoch die 
den Ländern und Gemeinden dadurch entstehende 
Mehrbelastung zum Teil durch Finanzzuweisungen 
des Bundes nach Artikel 106 Abs. 5 Satz 2 GG aus- 
geglichen werden. 
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C. Kosten 

Die Kosten der in diesem Gesetzentwurf gemäß 
§§ 1 und 2 angeordneten 

Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung 1961, 
Verkehrszensus 1962, 

Probe- und Kontrollbefragungen, 
Gebäudevorerhebung 

sind mit 117 537 000 DM bei Bund und Ländern 
(einschließlich Berlin [West]) veranschlagt worden. 

Die Finanzzuweisung des Bundes an die Länder 
geht von dem Gesamtkostenaufwand für die Groß- 
zählungen im Zeitraum 1960 bis 1962 aus und be- 
zieht die Kosten der durch besondere Gesetze ange- 
ordneten 

Betriebszählung in der Land- und Forstwirtschaft 
(Landwirtschaftszählung 1960 — BGBl. I S. 217) 
und der 


Zählung im Handel sowie im Gaststätten- 
und Beherbergungsgewerbe (Handelszählungs- 
gesetz 1960 — BGBL I S. 313) 
ein. 

Die Gesamtkosten der angegebenen Zählungen be- 
tragen bei Bund und Ländern 146 116 000 DM. 

Von diesem Betrag entfallen auf 
den Bund 11 573 000 DM, 
die Länder (einschließlich Gemeinden) 

134 543 000 DM. 

Bei einer Finanzzuweisung von 1,20 DM je Kopf der 
am 9. Mai 1961 festgestellten Wohnbevölkerung 
würden — bei einer für den Zählungsstichtag ange- 
nommenen Zahl von 56 075 000 Personen — die 
Länder vom Bund einen Gesamtbetrag von 
67 290 000 DM erhalten. 

Der genaue Betrag und seine Aufteilung auf die 
Länder läßt sich abschließend erst feststellen, wenn 
das Statistische Bundesamt die endgültige Wohn- 
bevölkerungszahl der Länder ermittelt hat. 


Eine Aufteilung der Gesamtkosten auf die einzelnen Zählungen nach Bund und Ländern 
und in persönliche und sächliche Kosten zeigt die nachstehende Übersicht: 

(Beträge in 1000 DM) 




Bund 



Länder 


Gesamt- 
kosten in 
Bund und 
Ländern 

Zählung 

persön- 

liche 

säch- 
I liehe 

zu- 
sammen i 

persön- J 
liehe 

säch- | 
liehe | 

zu- 

sammen 



Kosten 



Kosten 


Landwirtschaftszählung 1960 

497 

; 

i 876 

1 373 

12 430 

5 776 

, 18 206 

19 579 

Handelszählung 1960 .... 

520 

480 ! 

1 000 

6 100 

1 900 

8 000 

9 000 

Volks-, Berufs- und Arbeits- 
stättenzählung 1961*) .... 

6 000 

i I 

i 2 900 

1 

8 900 

62 149 

42 188 

104 337 

117 537 

Verkehrszensus 1962 .... 



300 



4 000 


Zählungswerk 1960/62 .... 


1 

! 1 1 573 



134 543 

146 116 


*) einschließlich Feststellungen über bewohnte Gebäude, Bodenbewirtschaftung und Binnenfischerei 


Die Arbeiten werden, da es sich um eine zeitlich begrenzte Beanspruchung handelt, bei Bund und 
Ländern durch Aushilfskräfte durchgeführt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 2 

In § 2 ist das Wort „Kontrollen" durch das Wort 
„Kontrollbefragungen" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach Absatz 3 der amtlichen Begründung zu § 2 
sind nur Kontrollbefragungen beabsichtigt, nicht 
aber sonstige Kontrollmaßnahmen zur Feststel- 
lung der Richtigkeit der bei der Zählung gemach- 
ten Angaben. 

2. Zu § 3 

a) in Nr. 1 Buchstabe a sind die Worte „das 
Bundesgebiet" durch die Worte „den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

b) In Nr. 1 Buchstabe a sind die Worte „ehema- 
lige Kriegsgefangene und Internierte" zu 
streichen. 

Begründung 

Auf die Erfassung der ehemaligen Kriegsge- 
fangenen und Internierten sollte verzichtet 
werden, da die Probeerhebungen gezeigt 
haben, daß keine brauchbaren Ergebnisse zu 
erwarten sind. Die Fragen nach der Kriegs- 
gefangenschaft usw. werden ferner als über- 
flüssige und bedenkliche Belastung des 
Zählwerkes angesehen. 

c) In Nr. 1 Buchstabe c sind die Worte „der 
lebendgeborenen Kinder" durch die Worte 
„der ehelich lebendgeborenen Kinder" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Übereinstimmung mit der Haushaltsliste. 

3. Zu § 5 

In Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 Buchstabe b sind 
jeweils die Worte „und geleistete Arbeitsstun- 
den" zu streichen und am Ende die Worte „sowie 
die von ihnen in einem Monat geleisteten Ar- 
beitsstunden", 

ferner in Nr. 3 am Ende die Worte „im Ge- 
schäftsjahr 1961" anzufügen. 

Begründung 

Die Fragen nach § 5 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 
Buchstabe b und Nr. 3 beziehen sich ebenso wie 
die Fragen nach § 5 Nr. 1 Buchstaben d und e nicht j 
auf einen Stichtag, sondern auf einen Zeitraum; i 
dieser Zeitraum ist aber im Gegensatz zu Nr. 1 j 


Buchstaben d und e nicht benannt. Aus der Be- 
gründung ist ersichtlich, daß die Angaben nach 
Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 Buchstabe b für 
einen Monat erhoben werden sollen. Dies ist im 
Gesetz selbst auszusprechen. Die Angaben nach 
Nr. 3 über die Erlöse für Verkehrsleistungen 
sollen sich auf das Geschäftsjahr 1961 beziehen. 

4. Zu § 7 

a) Dem § 7 ist folgender Absatz 01 voranzu- 
stellen: 

„(01) die Landesregierungen bestimmen die 
Erhebungsstellen. " 

Begründung 

Es liegt im Wesen der umfassenden örtlichen 
Aufgaben der Gemeinden, daß sie die ört- 
lichen Erhebungen durchzuführen haben. Die 
Leitung der Durchführung der Volkszählung 
in den Ländern wird den statistischen Landes- 
ämtern eine sehr starke Arbeitsbelastung ver- 
ursachen. Sache der Landesregierungen ist die 
Feststellung, inwieweit es zweckmäßig ist, 
neben den Gemeinden und den statistischen 
Landesämtern auch sonstigen Behörden die 
Eigenschaft von Erhebungsstellen und damit 
die Möglichkeit zur Anforderung ehrenamt- 
licher Zähler und zur Verpflichtung der Be- 
hörden zur Abstellung ihrer Bediensteten zu 
geben. 

b) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Zur Übernahme der ehrenamtlichen 
Zählertätigkeit ist jeder Deutsche vom 18. 
Lebensjahr an verpflichtet. Die Zählertätig- 
keit darf nur aus wichtigem Grunde abgelehnt 
werden. Jugendliche, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, können mit Zustimmung des 
Erziehungsberechtigten als Zähler eingesetzt 
werden." 

Begründung 

Zu ehrenamtlichen Zählern sollten nur Per- 
sonen verpflichtet werden können, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben. Es sollte den 
Gemeinden jedoch ermöglicht werden, Jugend- 
liche, insbesondere Schüler und Schülerinnen, 
vom vollendeten 16. Lebensjahr an auf frei- 
williger Grundlage für das Zählgeschäft zu 
gewinnen. 

5. Zu § 8 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Lebenswichtige Tätigkeit öffentlicher Dien- 
ste darf durch diese Verpflichtung nicht unter- 
brochen werden." 
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Begründung 

§ 8 Abs. 1 des Gesetzentwurfs weicht von § 8 
Abs. 1 des Volkszählungsgesetzes 1950 dadurch 
ab, daß die Behörden nicht nur verpflichtet sind, 
ihren Bediensteten Gelegenheit zur Ausübung der 
Zählertätigkeit unter Fortzahlung der Bezüge zu 
geben, sondern daß sie ihre Bediensteten schlecht- 
hin zur Verfügung stellen müssen, also auch 
gegen den Willen der Bediensteten und unter 
Umständen auch gegen schwerwiegende Interes- 
sen der Behörden. Diese Verschärfung ist nur 
tragbar, wenn die lebenswichtige Tätigkeit 
öffentlicher Dienste nicht unterbrochen werden 
darf, gleichviel, ob es sich um den technischen 
Dienst lebenswichtiger öffentlicher Betriebe han- 


Anlage 3 

Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


delt oder um sonstige lebenswichtige öffent- 
liche Dienste, insbesondere den polizeilichen 
Dienst. 

6. Zu § 9 

In Absatz 2 sind die Worte „nach §§ 3, 4, 5 
Nr. 1 b" zu ersetzen durch die Worte „nach §§ 3 
und 4". 

Begründung 

Die beim Verkehrszensus gewonnenen Angaben 
sind von der Weiterleitung ausgeschlossen, da 
sie einen weitgehenden Einblick in die Betriebs- 
struktur gewähren. 


Zu Nr. l r 2 Buchstaben a, c r Nr. 3 bis 6 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Nr. 2 Buchstabe b 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die Bundesregierung verweist auf den Beschluß des 
Bundestages vom 2. Juli 1953 — Stenographischer 
Bericht S. 14016 — , wonach sie ersucht wird, zur 
Prüfung der Frage einer Erweiterung des Kriegs- 
gefangenen-Entschädigungsgesetzes Erhebungen dar- 
über durchzuführen, wie viele Kriegsgefangene, 
Zivilinternierte und Zivilverschleppte in den Jahren 
1945 und 1946 in das Bundesgebiet und nach dem 
Land Berlin entlassen worden sind oder dort stän- 
dig Aufenthalt genommen haben. 
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